




mailto:415@bmel.bund.de
http://www.bmel.de/oekolandbau
https://twitter.com/BMEL



























































































































































































































































































	Zusammenfassung 
	1 Einleitung 
	1.1 Ausgangslage 
	1.2 Durchführung der Evaluierung 
	1.3 Aufbau des Evaluierungsberichtes 

	2 Zielsetzung der Evaluierung 
	3 Evaluierungsgegenstand 
	3.1 Agrarorganisationen-und-Lieferketten-Gesetz (AgrarOLkG) 
	3.2 Betroffene Akteure 
	3.3 Wirkmodell 
	3.4 Datenbedarf 

	4 Befragung der Wirtschaftsbeteiligten 
	4.1 Untersuchungsdesign 
	4.2 Ergebnisse der Online-Befragung 
	4.2.1 Teilnehmende 
	4.2.2 Auswirkung des AgrarOLkG auf die Vertragsgestaltung 
	4.2.3 Anwendung der mit dem AgrarOLkG verbotenen unfairen Vertragsbedingungen und Handelspraktiken 
	4.2.4 Bewertung der „Schwärzung“ einzelner Praktiken 
	4.2.5 Notwendigkeit weiterer Verbote 
	4.2.6 Anwendungsbereich und Umsatzschwellen / Umsatzstufen 
	4.2.7 Rechtsschutz / Rolle der Durchsetzungsbehörde 

	4.3 Zusammenfassung 

	5 Jährliches Berichtswesen der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) und weitere Erkenntnisse aus der Umsetzungsarbeit 
	5.1 Anzahl der Beschwerden und Untersuchungen 
	5.2 Weitere Erkenntnisse der BLE 
	5.2.1 Meldungen von verbotenen Praktiken 
	5.2.2 Meldungen von nicht verbotenen, aber als unfair empfundenen Praktiken 
	5.2.3 Erfahrungen mit „geschwärzten“ Praktiken 
	5.2.4 Anwendungsbereich und Umsatzschwellen / Umsatzstufen 
	5.2.5 Verfahrensrechtliche Herausforderungen für die BLE 

	5.3 Zusammenfassung 

	6 Einbindung betroffener Wirtschaftsverbände 
	6.1 Stellungnahmen zu Beginn des Evaluierungsprozesses 
	6.2 Verbändegespräch 
	6.2.1 Wirksamkeit der Verbote 
	6.2.2 Notwendigkeit weiterer Verbote 
	6.2.3 Anwendungsbereich und Umsatzschwellen / Umsatzstufen 
	6.2.4 Rechtsschutz / Rolle der Durchsetzungsbehörde 
	6.2.5 Ergänzende Stellungnahmen im Nachgang des Verbändegesprächs 

	6.3 Weitere Stellungnahmen 
	6.4 Zusammenfassung 

	7 Weitere Datengrundlagen und Erkenntnisse 
	7.1 Befragung durch das Bundeskartellamt (BKartA) 
	7.2 Befragung durch die Europäische Kommission 
	7.3 Befragungen von Seiten der Wirtschaft 
	7.3.1 Befragung durch Lademann & Associates 
	7.3.2 Befragung durch die Bundesvereinigung der deutschen Ernährungsindustrie 

	7.4 Nachmessung des Erfüllungsaufwandes 
	7.5 Zusammenfassung 

	8 Prüfung eines möglichen Verbots des Einkaufs von Lebensmitteln und Agrarerzeugnissen unterhalb ihrer Produktionskosten 
	8.1 Ausgangslage 
	8.2 Fachliche Bewertung 
	8.2.1 Frankreich (Egalim 2) 
	8.2.2 Spanien (Ley de la Cadena Alimentaria) 
	8.2.3 Italien (Decreto Legislativo 8 Novembre 2021, n. 198) 
	8.2.4 Effekte der französischen, spanischen und italienischen Vorschriften 
	8.2.5 Rückschlüsse für ein nationales Verbot 
	8.2.6 Einschätzung der Stakeholder 

	8.3 Rechtliche Bewertung 
	8.3.1 Unionsrechtlicher Maßstab 
	8.3.2 Erste Grundkonstellation: Regelungslücke oder Sekundärrecht 
	8.3.3 Zweite Grundkonstellation: Im Allgemeininteresse liegendes Ziel 
	8.3.4 Geeignetheit 
	8.3.5 Angemessenheit 
	8.3.6 Zwischenfazit und Erfolgsaussichten eines nationalen Verbots des Einkaufs unter Produktionskosten 

	8.4 Fazit 

	9 Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen 
	9.1 Wirksamkeit der gesetzlichen Regelungen 
	9.1.1 Auswirkung auf die Gestaltung der Vertragsbeziehungen 
	9.1.2 Notwendigkeit des Verbots weiterer Praktiken 
	9.1.3 Verbot des Einkaufs unter Produktionskosten 

	9.2 Auswirkungen auf den Schutzbereich des Gesetzes 
	9.3 Rechtsschutz und außergerichtliche Streitbeilegung 
	9.4 Ausblick 

	Anhang - Fragen der Online-Befragung 

